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Zum Ausgang des Jahrhunderts steht die berufliche Rehabi-
litation an einem dramatischen Wendepunkt. Die bislang auf
stetiges Wachstum eingerichteten Bildungs- und Sozialein-
richtungen sehen sich drastisch veränderten Rahmenbedin-
gungen gegenüber. Auf der einen Seite können die Reha-Trä-
ger, allen voran die Bundesanstalt für Arbeit, die Rentenver-
sicherungen und die Berufsgenossenschaften, nur noch über
stark eingeschränkte finanzielle Mittel verfügen, andererseits
steigen die mit zunehmender Arbeitslosigkeit und veränder-
ten Teilnehmerkreisen verbundenen inhaltlichen Anforderun-
gen.
Die dramatisch verschlechterten sozialpolitischen Rahmen-
bedingungen haben einschneidende Folgen für die Institutio-
nen der beruflichen Rehabilitation. Zu ihnen zählen insbe-
sondere die Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke, die
Werkstätten für Behinderte und die Trainingszentren für psy-
chisch Behinderte, aber auch die Einrichtungen der medizi-
nisch-beruflichen Rehabilitation. Sie alle mußten für 1997
eine Reduzierung ihrer Kostensätze hinnehmen, manche
nicht zum ersten Mal; das hat Auswirkungen auf ihre Gestal-
tungsmöglichkeiten, und dies in einer Zeit, in der ihre Auf-
gaben an Umfang und Komplexität deutlich zunehmen. Tröst-
lich mag dabei stimmen, daß Mangelzeiten bekanntlich auch
ihre positiven Seiten besitzen. Jedenfalls steckt dem Volks-
mund zufolge in jedem Desaster auch ein Saatkorn. Er könn-
te Ansporn bieten, Schwachpunkte entschieden auszumerzen
und Potentiale engagiert zu nutzen. Das ist auch die Leitlinie
für die folgenden Ausführungen:
– In Abschnitt 1 werden die Rahmenbedingungen beruflicher
Rehabilitation kurz umrissen.
– In Abschnitt 2 wird ein aktuelles Bild von der gegenwärti-
gen Situation der Berufsförderungswerke als zentralen In-
stitutionen der beruflichen Rehabilitation Erwachsener ge-
zeichnet.
– In Abschnitt 3 werden die Entwicklungsschwerpunkte der
Berufsförderungswerke vorgestellt und kommentiert.
– In Abschnitt 4 wird ein Forschungs- und Entwicklungspro-
jekt („gbRE“) skizziert, das gegenwärtig in den Berufsför-
derungswerken zur Sicherung didaktischer Qualität beitra-
gen soll.
– Abschließend wird die Entwicklungsperspektive der beruf-
lichen Rehabilitation Erwachsener zusammenfassend um-
rissen.
1 Die Rahmenbedingungen beruflicher Rehabilitation
Wer sich der rehabilitationsdidaktischen Aufgabe der Be-
rufsförderungswerke (BFW) annimmt, muß sich der sozialen
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen vergewissern. Die
Stand und Entwicklungsperspektiven der beruflichen
Rehabilitation Erwachsener
Wolfgang Seyd, Hamburg*
Berufsförderungswerke sind nach wie vor die zentralen Einrichtungen für die berufliche Rehabilitation berufsbe-
hinderter Erwachsener. Sie bieten hohe Bildungs- und Betreuungsqualität durch vielfältige Angebote didaktischer,
sozialpädagogischer, psychologischer und medizinischer Fachkräfte. Sie stehen gegenwärtig unter einem hohen
Restrukturierungsdruck: Einerseits müssen sie mit erheblichen Mittelkürzungen rechnen, andererseits sind sie durch
Aufnahme problematischerer Teilnehmerkreise und eingeschränkte Arbeitsmarkt-Vermittlungschancen zu intensi-
ven konzeptionellen Weiterentwicklungen gezwungen. Der Beitrag beleuchtet die kritische Situation und zeigt zu-
gleich die Entwicklungslinien in fünf Handlungsfeldern. Zudem skizziert er ein Forschungs- und Entwicklungs-
projekt, mit dem die didaktische Konzeption der Berufsförderungswerke in Richtung „Handlungsorientierung“ op-
timiert werden soll. Erste Forschungsergebnisse unterstreichen die Tragfähigkeit dieses didaktischen Konzeptes für
die berufliche Rehabilitation Erwachsener.
* Dr. phil. Wolfgang Seyd ist Professor im Institut für Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik an der Universität Hamburg. Für die kritische Durchsicht
danke ich meiner Kollegin Silke Meinass-Tausendpfund und meinen Kol-
legen Prof. Dr. Willi Brand. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwor-
tung des Autors.BFW sind von ihrer finanziellen Sicherung her in das Sozial-
versicherungssystem, von ihrer didaktischen Aufgabe her in
das Berufsbildungssystem eingebunden. Beide Systeme wie-
derum sind Subsysteme des sozioökonomischen Systems der
Bundesrepublik Deutschland. Deshalb werden im folgenden
in der gebotenen Kürze die Entwicklungslinien in diesem
Umfeld betrachtet. 
Die bundesdeutsche Wirtschaft befindet sich zweifellos in ei-
ner Strukturkrise. Sie wächst, aber sie wächst zugunsten der
Unternehmensgewinne und zu Lasten der Beschäftigten. Sie
steigert die Einflußmöglichkeiten des weitgehend anonymen,
weltweit fluktuierenden Privatkapitals auf die gesellschaftli-
che Entwicklung, und sie schmälert die Einflußmöglichkei-
ten des Staates auf die soziale Sicherung der Bedürfnisse ei-
nes wachsenden Teils der Bevölkerung. So verstanden gibt es
keine Wirtschaftskrise, es gibt aber eine Staatskrise – und es
gibt eine Krise des Sozialstaats. Und der ruht – institutionell
gesehen – auf fünf Säulen.
Vier Säulen des Sozialversicherungssystems wurden von
Reichskanzler Bismarck in den 80er Jahren des vergangenen
Jahrhunderts errichtet. Erst 1996 wurden sie um eine fünfte
erweitert. Neben Arbeitslosen-, Alters-, Unfall- und Kran-
kenversicherung trat seinerzeit die Pflegeversicherung. 
Zu den – hier besonders interessierenden – Sozialversiche-
rungsträgern gehören die Arbeitslosenversicherung, die Ren-
ten- und die Unfallversicherung. Bei den Berufsförderungs-
werken finanzierte die Bundesanstalt für Arbeit über viele
Jahre hinweg nahezu 70 % der Reha-Maßnahmen, während
20 % auf die Rentenversicherung und knapp 10 % auf die Be-
rufsgenossenschaften als Träger der Unfallversicherung ent-
fielen. Mittlerweile nähern sich die Anteile der Arbeitsver-
waltung und der Rentenversicherungsträger einander an
(1997 wohl jeweils etwa 45 %).
Die Situation der Pflegeversicherung ist nicht unmittelbar re-
levant für eine Betrachtung der Rahmenbedingungen der be-
ruflichen Rehabilitation. Aber da die verschiedenen Budgets
nicht unabhängig voneinander gesehen werden dürfen, soll
sie hier nicht ganz außer acht gelassen werden. Ihr momenta-
ner Überschuß (rund 6 Mrd. DM) hat angesichts der Liqui-
ditätskrise öffentlicher Haushalte schon zu Überlegungen ge-
führt, dieses Guthaben zur Deckung von Defiziten in den an-
deren Sozialversicherungszweigen zu nutzen. (DIE ZEIT v.
8.11.96)
Die Situation der Krankenversicherungen wird hier nur mar-
ginal betrachtet, da sie für die berufliche Rehabilitation Er-
wachsener keine große Bedeutung hat. Zur Abrundung des
Gesamtbildes sei aber auch hier die Dramatik nicht ver-
schwiegen. Seit 1970 sind die Beiträge in Westdeutschland
von 8,2 % auf 13,2 % des Grundlohnes (1995; Hamburger
Abendblatt vom 16./17.11.96) gestiegen. Allein das Arznei-
mittelbudget wurde 1996 um 4,8 Mrd. DM überzogen (Ham-
burger Abendblatt vom 19.11.96). Trotz der gesetzgeberi-
schen Bemühungen um ein Eindämmen der Krankheitsko-
sten stiegen die Leistungen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung von 173 Mrd. DM im Jahre 1991 auf 228 Mrd. DM
Ende 1995 (ebenda), und das trotz ständig steigender Eigen-
anteile der Versicherten (Hamburger Abendblatt vom
16./17.11.96).
Bei den Trägern der Unfallversicherung hat besonders der
Rückgang der Versichertenzahl zur Verschlechterung der Fi-
nanzsituation beigetragen. Dementsprechend zogen sich die
Berufsgenossenschaften Anfang 1997 aus der Beteiligung an
Leistungen zur institutionellen Förderung der beruflichen
Rehabilitation zurück. Hinzu kommt, daß mit dem Rückgang
der Beschäftigtenzahlen auch die Zahl der Arbeitsunfälle und
damit auch der Unfallopfer zurückgeht; dementsprechend
sank die Nachfrage der Berufsgenossenschaften nach Reha-
bilitationsplätzen in den letzten Jahren in erheblichem Um-
fang. 
Die Rentenversicherungsträger befinden sich in einer äußerst
schwierigen Situation. Den Beitragssatz von 20 % (vom Brut-
toverdienst) überschritten sie 1997 mit 20,3 % erstmals (Ham-
burger Abendblatt vom 16./17.11.96). Ein Ende ist nicht ab-
zusehen1. Die gestiegene Lebenserwartung mag aus der Sicht
der Betroffenen erfreulich sein, für die Finanzlage der Träger
ist sie es keineswegs. In finanzieller ebenso wie in familien-
politischer Hinsicht problematisch ist die rückläufige Nei-
gung zur Übernahme der Elternschaft bei der Generation der
20- und 30jährigen. Ihre Einstiegsprobleme in eine gesicher-
te Berufstätigkeit schlagen sich in der aufgeschobenen Fami-
lienplanung nieder. Es zeichnet sich ab, daß deshalb das Ren-
tenversicherungssystem, das ja bislang auf dem sogenannten
Inter-Generationen-Vertrag basiert, durch ein völlig neues Fi-
nanzierungssystem ersetzt werden muß. 
Zu drastischen Einschränkungen ist auch die Arbeitsverwal-
tung gezwungen. Ihr Haushalt muß seit Jahren durch Bun-
deszuweisungen in zweistelliger Milliardenhöhe gestützt wer-
den. Inzwischen wurde die Ausgabenseite stark gekürzt, in-
dem beispielsweise ABM-Programme eingeschränkt und Ar-
beitslosengelder reduziert wurden. Die Reduzierungen seit
Mitte der 90er Jahre gingen vornehmlich zu Lasten des FuU-
Bereichs. Auswirkungen sind auch vom überraschend hohen
Anstieg der Arbeitslosenzahl auf rund 4,7 Mio. Anfang 1997
zu erwarten: 100.000 Arbeitslose verursachen nach Exper-
tenschätzung einen Einnahmeausfall und Lastenanstieg von
3 - 4 Mrd. DM (DER SPIEGEL vom 17.2.97: 25). Damit dürf-
ten dem Bundeshaushalt weiterhin hohe Transferleistungen
an die Bundesanstalt abverlangt werden müssen.
Das Jahr 1997 macht die Dramatik der Entwicklung bei den
Leistungsträgern der beruflichen Rehabilitation besonders
deutlich: Die Bundesanstalt soll im Bereich der beruflichen
Rehabilitation gegenüber dem Haushaltsansatz für das Jahr
1996 500 Mio. DM einsparen. Der 97er Etat weist nur noch
4 Mrd. DM aus. Die Rentenversicherungen orientierten ihre
1997er Ausgaben am Haushaltsansatz für 1993 und kürzten
den Etat für Rehabilitation um 2,7 Mrd. DM. Das betrifft
natürlich auch die Mittel für medizinische und berufliche Re-
habilitation (minus 600 Mio. DM).
Berufliche Rehabilitation ist von der Entwicklung bei den So-
zialversicherungsträgern in doppelter Hinsicht betroffen: Ei-
nerseits sinkt die Zahl der Beitragszahler (von denen die
Reha-Maßnahmen finanziert werden); andererseits gehen die
Beschäftigungsmöglichkeiten für Absolventen der Maßnah-
men drastisch zurück. Die Berufsförderungswerke werden
sich deshalb längerfristig auf eine knappere finanzielle Aus-
stattung einstellen müssen. Problematisch daran ist weniger,
daß sie ein relativ hohes Niveau räumlicher, technischer, or-
ganisatorischer und personeller Ausstattung verlassen müs-
sen, problematisch ist vor allem, daß ihre Aufgaben nicht in
gleichem Umfange wie die Mittelkürzungen zurückgenom-
men werden können. 
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1 Hamburger Abendblatt c) vom 16./17.11.96: „Alarm an der Rentenfront:
‚Ohne Reform könnten die Beiträge auf 28 Prozent steigen.‘“2 Die Situation der Berufsförderungswerke
2.1 Die wirtschaftliche Situation
Die Berufsförderungswerke vereinbaren mit ihren Leistungs-
trägern „Tageskostensätze“ als alleinige Finanzierungsquel-
le, diese liegen gegenwärtig zwischen 80,- und 120,- DM pro
Teilnehmer. Der Tageskostensatz schließt alle Reha-Leistun-
gen zuzüglich Verpflegung und Internatsunterbringung ein.
Dieser Kostensatz wurde bis 1997 jahresweise im vorhinein
jeweils nur vorläufig vereinbart; wurde die zugrundegelegte
Belegung im Jahresverlauf überschritten, mußten Mittel an
die Träger zurückgeführt werden, wurde sie unterschritten,
bestand Nachschußpflicht. Diese „Kostengrundsätze“ wur-
den mit Wirkung zum 31.12.1997 gekündigt. Die Bundesan-
stalt wird im Jahre 1997 letztmalig einen möglichen Defizit-
ausgleich vornehmen, und das auch nur bis maximal 1 bis
3 % des vereinbarten Tageskostensatzes. Damit können Be-
rufsförderungs- und Berufsbildungswerke, berufliche Trai-
ningszentren für psychisch Behinderte und Werkstätten für
Behinderte erstmals in die Verlustzone geraten.
Die Zuständigkeit für die Bewilligung von Reha-Maßnahmen
wurde von den Maßnahmearbeitsämtern (das sind die Ar-
beitsämter, in deren Bezirk ein Berufsförderungswerk ange-
siedelt ist) auf die Wohnortarbeitsämter verlagert. Das sind
184 in der Bundesrepublik. 
Die Reha-Berater der Arbeitsämter erhalten nunmehr ein Jah-
resbudget, aus dem sie Maßnahmen zur beruflichen Rehabi-
litation finanzieren. Zunächst sind davon die Überhangaus-
gaben für mehrjährige Maßnahmen aus früheren Bewilligun-
gen zu bestreiten, dann die Ansprüche der Schwerbehinder-
ten zu befriedigen – und die verbleibenden Mittel reichen nur
für die Bewilligung eines Teils der beantragten Maßnahmen. 
Im Jahre 1997 stehen den Berufsförderungswerken insgesamt
ca. 5 % weniger Mittel als im Vorjahr zur Verfügung. Das
führte in den Berufsförderungswerken überall zu schwierigen
Überlegungen, wie sich die zusätzlichen Einsparungen mög-
lichst ohne Freisetzung von Personal realisieren ließen. Wie
reagieren die Berufsförderungswerke gegenwärtig auf die Be-
drohungen?
– Schon seit einiger Zeit wird bei Einstellungen sehr vor-
sichtig agiert. Es werden kaum noch unbefristete Anstel-
lungsverträge geschlossen. Mit befristeten und Teilzeit-Ver-
trägen wird das Risiko zu verringern gesucht. Das führt gele-
gentlich zu Härten bei den Betroffenen, denen eine stabile Be-
schäftigung nicht mehr zugesichert werden kann. Bildungs-
einrichtungen benötigen aber in besonderem Maße die syste-
matische Auffrischung durch Nachwuchskräfte, die mit fri-
schem Elan und neuen Ideen für Innovationspotential sorgen. 
– In den letzten Jahren hat ein Teil der BFW mit privaten Um-
schulungsträgern kooperiert, die als Subunternehmer Reha-
bilitationsleistungen unter der Qualitätskontrolle des BFW
erbrachten (Diese Entwicklung ist inzwischen wieder rück-
läufig). Oder es werden Außenstellen in Standorten der Um-
gebung gegründet: für Berufsfindungsmaßnahmen, für Frau-
en usw. Damit erreicht das BFW eine „Vor-Ort-Präsenz“ und
bietet die Möglichkeit, stärker zwischen Pendler- und Inter-
natlerangeboten wählen zu können. Diese Außenstellen las-
sen sich bei entsprechendem Bedarf zu echten Standbeinen
ausbauen; sie können aber auch bei rückläufiger Nachfrage
relativ problemlos wieder aufgelöst werden.
– Das Programmangebot wird an veränderte Nachfragerbe-
dürfnisse angepaßt, sei es im Hinblick auf „neue“ Berufe, die
Erschließung „neuer“ Nachfrager und neuer Adressaten, zu-
sätzliche Maßnahmeformen (Kurzmaßnahmen etc.) oder das
didaktische Profil des Programms. 
– Es gibt inzwischen (durch die genannten Sachverhalte be-
dingt) erste Anzeichen eines von den Reha-Trägern ge-
wünschten, der Situation in der Privatwirtschaft sich an-
nähernden Wettbewerbs zwischen den BFW. Das betrifft die
Gründung von Außenstellen im Einzugsbereich anderer
BFW, das betrifft aber auch die Preisgestaltung für die ver-
schiedenen Maßnahmeangebote und die durch die Aktivitä-
ten der Außenstellen mögliche Preisdifferenzierung für Pend-
ler, die sonst in den Wohnheimen der BFW mit anderen Ta-
gessätzen zu kalkulieren wären. 
– Die Konkurrenz mit den Umschulungseinrichtungen, die in
nicht unerheblichem Maße an der beruflichen Rehabilitation
partizipieren, dürfte eher zugenommen haben.  Richtete sich
die Zuweisung von Rehabilitanden zu einer der beiden Insti-
tutionstypen nur nach dem Preis, so wären die BFW ange-
sichts ihrer kostenintensiven, aber adressatenorientierten An-
gebotsstruktur relativ schnell im Hintertreffen. Insofern sind
sie gut beraten, ihre besonderen Betreuungsleistungen und
das rehabilitationsspezifische Qualifikationspotential ihrer
Beschäftigten herauszustreichen. Nur über Qualitätspflege
können sich die BFW als die Spezialeinrichtungen zur beruf-
lichen Rehabilitation weiter profilieren und ihre Existenzbe-
rechtigung permanent nachweisen. 
Die Leistungspalette der Einrichtungen ist in den Grundzü-
gen Anfang der 70er Jahre entwickelt worden. Berufsförde-
rungswerke bieten vorzugsweise 24 Monate dauernde Aus-
bildungen in staatlich anerkannten Ausbildungsberufen an;
die Teilnehmer werden sozialpädagogisch, psychologisch
und medizinisch betreut.
Diese Leistungspalette hat sich in den vergangenen Jahren
zwar verändert, aber nicht durchgreifend gewandelt. Dazu be-
stand auch kein Anlaß, gemessen an den Eingliederungszah-
len: In der alljährlichen Nachbefragung wurden in den ver-
gangenen 20 Jahren stets Vermittlungsquoten der Absolven-
ten um die 80 % ermittelt. Angesichts der veränderten Ar-
beitsmarktsituation wird die Vermittlung allerdings immer
schwieriger. Die Einrichtungen sind auch aus diesem Grunde
gezwungen, ihre Leistungspalette zu erweitern. Damit suchen
sie zudem veränderten Bedürfnissen ihres Teilnehmerkreises
nachzukommen. 
2.2 Der Teilnehmerkreis der Berufsförderungswerke
Es waren vorwiegend Menschen mit einer orthopädischen
Schädigung, die in den 70er Jahren Aufnahme in den Berufs-
förderungswerken fanden. Sie machten nahezu zwei Drittel
der Belegung aus. Zu weiteren bedeutenden Personengrup-
pen gehörten Menschen mit inneren Erkrankungen, mit Am-
putationen, mit Hauterkrankungen. Ihr Anteil umfaßte jeweils
etwa 5 - 10 %. Das Durchschnittsalter lag knapp über 30 Jah-
ren. 
In den 80er Jahren verschob sich das Bild. Zum einen verän-
derten sich die Anteile der Erkrankungen in der Bevölkerung
(Zunahmen von Diabetes, Allergien und psychischen Beein-
trächtigungen), zum anderen suchten die Reha-Träger die
BFW stärker mit Personen zu belegen, die in gewöhnlichen
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen nicht die not-
wendige Unterstützung und Betreuung erfahren konnten.
Dementsprechend nahm der Anteil Diabetes-Erkrankter und
Allergiker ebenso zu wie der Anteil psychisch Behinderter,
ein Personenkreis, dem sich die BFW erst zögerlich, dann je-
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de und Sehbehinderte existieren drei, für Schwerstkörperbe-
hinderte zwei Spezialeinrichtungen; einige allgemeine BFW
haben sich für weitere Sinnesbehinderte geöffnet und bei-
spielsweise auch für Hörbehinderte Angebote entwickelt. 
Viele Teilnehmer haben vor der Maßnahme eine Zeit der Ar-
beitslosigkeit durchlebt. Das Durchschnittsalter, zwischen-
zeitlich unter 30 Jahre gesunken, hat wegen des gestiegenen
Anteils der Rentenversicherungen unter den Leistungsträgern
die 30 Jahre wieder überschritten; Arbeitnehmer, die deutlich
älter als 40 Jahre sind, haben wegen der problematischen Ar-
beitsmarktsituation kaum noch eine Aussicht auf die Auf-
nahme in eine Langzeitmaßnahme.
Wenn es um die Erschließung neuer Personenkreise geht,
dann ist oft von den Langzeitarbeitslosen die Rede. Allerdings
ist diesem Personenkreis nicht mit dem Regelangebot eines
BFW zu helfen; zunächst bedarf es einer Wiedergewöhnung
an institutionalisierte Lernprozesse, eingebettet in ein Pro-
gramm zur Stärkung der Selbstkompetenz. Erst im Anschluß
daran ist an eine Ausbildung gemäß § 25 BBiG zu denken.
Auch hier haben die BFW erste Schritte unternommen. Die
Erfolgsquoten reichen aber nicht an die des Standard-Perso-
nenkreises heran. 
Nimmt man die Gesamtsituation der BFW in den Blick, so ist
festzustellen, daß sie
– bei geringeren Kostensätzen
– und verminderten Eingliederungsperspektiven
– einem differenzierteren, insgesamt problembeladeneren
Personenkreis
– ein differenzierteres Programm
anbieten müssen. Die BFW sind von ihrer Leistungsfähigkeit
in der Lage, diese Herausforderung anzunehmen. Allerdings
müssen ihre Belegschaften möglichst umgehend zu gesicher-
ten Rahmenbedingungen zurückkehren, um sich den an-
spruchsvollen Aufgaben mit Entschiedenheit, Konzentration
und unter Einsatz ihres beachtlichen Qualifikationspotentials
mit voller Kraft widmen zu können. Es darf nicht der Ein-
druck entstehen, die Kostenreduzierungen würden die BFW-
Mitarbeiter gleichsam auf eine schiefe Ebene bringen, endend
schließlich mit dem Verlust des eigenen Arbeitsplatzes; viel-
mehr sollte das Bild der sprungfixen Kosten vermittelt wer-
den, bei dem einer drastischen Senkung das Innehalten auf
einem akzeptablen Plateau folgt.
2.3 Die interne Struktur der Berufsförderungswerke 
Die Struktur vieler deutscher Unternehmen ist immer noch
dem Bild preußischer Heeresverfassung entlehnt: strikt hier-
archisch gegliedert, von „oben“ nach „unten“ wird angewie-
sen, von „unten“ nach „oben“ wird informiert. Nach diesem
Grundmuster sind auch die Einrichtungen beruflicher Reha-
bilitation strukturiert worden.
Diese Struktur ist mit modernen Managementauffassungen
von „Teamorganisation“, „Lean management“ oder „lernen-
dem Unternehmen“ nicht mehr vereinbar. In Japan sind rund
60 % aller Instrustrieunternehmen in Gruppenarbeit organi-
siert, in Deutschland gerade einmal 6 %. Den daraus resul-
tierenden Wettbewerbsvorsprung kann man an Bearbeitungs-
und Durchlaufzeiten bzw. -kosten klar erkennen. Eine Reihe
von Berufsförderungswerken sieht seine organisatorische
Weiterentwicklung mit Teamorganisation verknüpft. Ent-
sprechende Reorganisationen treffen allerdings auf überkom-
mene Strukturen, Prinzipien, Gewohnheiten und Vorlieben
der in den Einrichtungen tätigen Menschen. Dies führt zu ei-
ner zusätzlichen Verunsicherung von Belegschaften, die sich
nach 20 Jahren kontinuierlicher Aufwärtsentwicklung nun
mit veränderten finanziellen Rahmenbedingungen und neuen
Adressatengruppen einerseits, mit fremdartigen Organisati-
onsstrukturen und neuen didaktischen Anforderungen ande-
rerseits auseinandersetzen müssen. 
Ungeachtet der bereits umgesetzten und für die Zukunft wei-
ter angekündigten Sparzwänge steht noch ein Teil der Be-
rufsförderungswerke vor der Frage, ob geplante Ausbauvor-
haben weiterverfolgt oder gestoppt werden müssen. Proble-
matisch ist die Situation vor allem für jene ostdeutschen Ein-
richtungen, deren Bauvorhaben auf mehrere Zeitabschnitte
verteilt sind und die heute nicht wissen, ob sie morgen noch
über Mittel zum Abschluß begonnener Bauvorhaben verfü-
gen werden. 
Die Berufsförderungswerke reagieren gegenwärtig sehr un-
terschiedlich auf die veränderten Rahmenbedingungen. Eine
verbreitete Strategie setzt darauf, mit einer maßvollen Kapa-
zitätsreduzierung einerseits und einer Profilierung des didak-
tischen Programms andererseits, begleitet von behutsamen
organisatorischen Veränderungen in Richtung auf Teamorga-
nisation, erfolgreich bestehen zu können. 
2.4 Das Leistungsprofil der Berufsförderungswerke
Die Berufsförderungswerke sind als besondere Umschu-
lungsstätten konzipiert worden. Sie unterscheiden sich von
Einrichtungen zur Fortbildung und Umschulung in einer Rei-
he von Merkmalen:
– Ihr Ausbildungspersonal ist mit den Voraussetzungen be-
hinderter Menschen vertraut; es ist geschult im Umgang mit
Funktionseinschränkungen, es kennt den Arbeitsmarkt inso-
weit, als auf spezifische Arbeitsplatzanforderungen hin Aus-
bildungsinhalte und -methoden zugeschnitten werden müs-
sen. Zudem haben sich die BFW programmatisch eindeutig
zur Entwicklung beruflicher Handlungskompetenz der Teil-
nehmer bekannt; sie streben weg von einer darbietende For-
men überstrapazierenden Vermittlung von Kenntnissen,
Fähigkeiten und Fertigkeiten hin zu einer weitgehend vom
Teilnehmer selbstbestimmten Entwicklung arbeitsplatzrele-
vanter und persönlichkeitsfördernder Schlüsselqualifikatio-
nen.
– Das Angebot umfaßt neben didaktischen Maßnahmen ein
weitreichendes Beratungs- und Betreuungsangebot. Dafür
sind soziale, psychologische und medizinische Fachdienste
eingerichtet, deren MitarbeiterInnen ihr Tätigwerden nicht
nur mit dem Teilnehmer, sondern zunehmend auch in inter-
disziplinär besetzten Teams abstimmen.
– BFW sind insofern keine reinen „Schulungs“stätten, als sie
nicht nur „Theorie“ bieten, sondern auch Praxisphasen in
Werkstatt oder Übungsfirma. Wurden diese praxisorientier-
ten Lernorte zunächst häufig eher ergänzend zum Unterricht
genutzt, so stellen sie heute eher eine gleichwertige Säule in
der Reha-Maßnahme dar, erweitert um betriebliche Praktika
von vier Wochen bis zu einem halben Jahr Dauer, betreut
durch Mitarbeiter des BFW.
– Besondere Anstrengungen wurden in der jüngeren Vergan-
genheit auf die Unterstützung der Wiedereingliederungs-
bemühungen gerichtet. Bewerbungstrainings gehören zum
Standard der Ausbildung, teilweise wurden Stellen für Mit-
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eigneten Arbeitsplätzen unterstützen (Eingliederungsbera-
ter).
Die Entwicklung der BFW läßt sich in typische Phasen ein-
teilen: 
(1) In den 70er Jahren wuchsen die Berufsförderungswerke
im Zuge der Umsetzung des „Aktionsprogramms Berufliche
Rehabilitation“ auf ihre westdeutsche Sollkapazität. 
(2) In den 80er Jahren konsolidierten sie sich mit einer siche-
ren Belegung oberhalb der Sollkapazitätszahlen. 
(3) Die erste Hälfte der 90er Jahre war von einer Ausweitung
auf das Gebiet der ehemaligen DDR und einer erheblichen
Überlast sowohl hinsichtlich der Belegungszahlen wie auch
der Übernahme von Gründungsaktivitäten in Ostdeutschland
geprägt. In die gleiche Richtung zielten Entwicklungsprojek-
te, die sich auf Rußland, Lettland, CSR und Ungarn richten. 
(4) Gegenwärtig befinden sich die Berufsförderungswerke in
einer Phase der Restrukturierung auf dem Niveau der Soll-
zahlen. Trotz der nachgewiesenen Erfolge ist Umstellung ge-
fordert, die bisherige Kenntnisse, Fertigkeiten und Einstel-
lungen – bis in die Unterrichtsgestaltung hinein – nur begrenzt
verwertbar macht.
Es ist nicht zu verkennen, daß sich in den Jahren seit dem „Ak-
tionsprogramm Rehabilitation“ die Beschäftigtenstruktur in
den Berufsförderungswerken stärker differenziert hat. Wir
finden heute recht heterogene Meßzahlen für die Ausstattung
mit Reha-Ausbildern, Reha-Beratern, Psychologen und Ärz-
ten; andererseits sind – nicht nur aufgabenabhängig – auch
die Verwaltungen sehr unterschiedlich mit Personal bestückt
worden. Die räumliche Situation der Berufsförderungswerke
ist – wie in jeder Berufsbildungseinrichtung – verbesse-
rungsfähig, aber sie ist im Vergleich zu Berufsschulen oder
gar Hochschulen erheblich günstiger. Die Ausstattung mit
technischen Geräten ist in der Regel auf einem sehr moder-
nen Stand. Mittlerweile gibt es in nahezu allen BFW über-
wiegend Einzelzimmer in den Internaten; der größte Teil da-
von ist mit eigener Naßzelle ausgerüstet. 
In den Berufsförderungswerken spielt zur Zeit die „Hand-
lungsorientierung“ eine dominante strategische Rolle. „HoA“
(Handlungsorientierte Ausbildung) ist das Ziel der meisten
BFW, teils aus innerer Einsicht auf der Grundlage bildungs-
ökonomischer, lernpsychologischer und pädagogischer Ar-
gumentation, teils um ihr rehabilitationsdidaktisches Profil
gegenüber den Leistungsträgern zu dokumentieren. 
Kein Zweifel: Die Berufsförderungswerke haben in den Rah-
menbedingungen der Ausbildung und Betreuung einen hohen
Standard erreicht. Sie verfügen damit über ein solides Fun-
dament, um den künftigen Anforderungen in einem engeren
und zugleich offeneren Markt beruflicher Rehabilitation ge-
recht werden zu können. Das zeigt auch ein Blick auf die Ent-
wicklungsschwerpunkte, mit denen sich Berufsförderungs-
werke auf die künftigen Anforderungen einzustellen suchen. 
3 Entwicklungsschwerpunkte
Der Erfolg einer Rehabilitationsmaßnahme hängt vom Zu-
sammenwirken des Teilnehmers mit dem BFW-Personal ab.
Die Qualität der Arbeit des BFW-Personals wird durch des-
sen Qualifikation und durch die Arbeitsbedingungen be-
stimmt. Qualifikationsreserven der Belegschaft zu aktivieren,
ist eine wichtige Basis für den Bestand eines Berufsförde-
rungswerkes. Dies ist die eine Seite der Organisationsent-
wicklung als Grundlage der  Entwicklungsperspektive eines
BFW, sozusagen die menschliche („Entwicklung und Aus-
schöpfung von human resources“). 
Im folgenden geht es um die zweite Seite, die programmati-
sche. Fünf Felder werden näher betrachtet:
– Regionalisierung und Kooperation




3.1 Regionalisierung und Kooperation
Die Bundesanstalt für Arbeit, der Bundesminister für Arbeit
und Soziales sowie die Behindertenverbände fordern seit lan-
gem eine Regionalisierung des Angebotes beruflicher Reha-
bilitation. Das Schlagwort lautet „wohnortnahe Rehabilita-
tion“. An der niedrigen Frauenquote (knapp unter 20 %) un-
ter den BFW-Teilnehmern läßt sich ablesen, daß diese Perso-
nengruppe kein angemessenes Angebot vorfindet. Das wird
durch einen Blick auf die Umschulungszahlen unterstrichen:
Im FuU-Bereich finden sich mehr als 30 % Frauen, in der Wei-
terbildung insgesamt überragt ihr Anteil den der Männer.
Wenn auch der Anteil der Frauen an den Arbeitslosen mit rund
35 % deutlich hinter ihrem Anteil an der Bevölkerung
zurückbleibt, muß es zu einem guten Teil der geringen
Flächendichte der BFW zuzuschreiben sein, wenn Frauen in
der beruflichen Rehabilitation unterrepräsentiert sind.
Vieles spricht für die Gründung von Außenstellen. Anderer-
seits hat sich in der Vergangenheit gezeigt, daß ein großer Teil
derer, die dort Aufnahme finden, dem Hauptstandort verlo-
rengehen. Wenn aber die Einrichtungen auf die im Netzplan
(als Bestandteil des inzwischen fortgeschriebenen Aktions-
programms Berufliche Rehabilitation) ausgewiesenen Zahlen
zurückgeführt werden sollen (zum Teil übertrifft die tatsäch-
liche Belegung sie um mehr als 30 %), dann liegt hier eine
doppelte Chance. Zum einen kann ein rehabilitationsgerech-
tes Angebot auch in ferneren Regionen unterbreitet werden,
in dem Nicht-Reha-Träger gegenwärtig kompensatorisch
tätig sind; zum anderen ergeben sich Beschäftigungsmög-
lichkeiten für den Teil der Belegschaft, der angesichts sich
noch verringernder Belegungszahlen sonst keine Chance auf
eine Weiterbeschäftigung im BFW hätte.
Insbesondere in Bayern ist den BFW mit den Bildungswerken
der Wirtschaft ein starker Konkurrent erwachsen, der seine
Fühler inzwischen auch in andere Bundesländer ausgestreckt
hat. Sein Konkurrenzvorteil besteht darin, daß er auf sonst
brachliegende (z.B. durch Abbau von Ausbildungsplätzen
freigewordene) betriebliche Kapazitäten für den arbeitsplatz-
bezogenen Teil der Reha-Maßnahme zurückgreifen kann. Da-
mit kann er erheblich billiger anbieten als ganzheitlich struk-
turierte BFW mit einer individualisierten didaktischen Kon-
zeption und einem differenzierten Beratungs- und Betreu-
ungsangebot durch die Fachdienste. BFW verstehen sich als
Bildungseinrichtungen mit sozialpolitischem Auftrag, Men-
schen mit Behinderungen zu sozialer und persönlicher Kom-
petenz zu verhelfen; das ist nicht ohne ein differenziertes Be-
ratungs- und Betreuungsangebot einzulösen. Beratung und
Betreuung sind besonders personalintensiv; wer diese Qua-
lität will, muß einen entsprechenden Preis dafür bezahlen.
In der DDR gab es sehr unterschiedliche Formen von beruf-
licher Rehabilitation, die in Westdeutschland bislang kaum
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ve, stationäre etc. Sieht man allerdings auf die Diskussion um
die Entwicklung im Krankenhausbereich, so sind dort längst
ambulante und teilstationäre Formen in der Erprobung. Da-
mit taten sich die BFW bislang sehr schwer. Ihre Belegschaf-
ten erleben gegenwärtig, daß die Organisationsstrukturen in
einen Entwicklungsprozeß eingebunden werden können. An-
gesichts der über Jahrzehnte hinweg stabilen inneren Struk-
turen ist das zumindest ungewohnt. Aber auch Strukturen sind
nur funktional im Hinblick auf bestimmte Aufgabenkonstel-
lationen; ändern sich diese, müssen jene entsprechend umge-
staltet werden. 
3.2 Diversifikation des Angebotes
In den 80er Jahren konnte die Ausdehnung der Maßnahme-
dauer auf 24 Monate als großer Fortschritt gefeiert werden.
Vordem war es schlicht die Hälfte der „normalen“ (Erst-)Aus-
bildungszeit (z.B. Bürokaufmann/frau 36 Monate : 2 = 18
Monate; Industrieelektroniker 42 Monate : 2 = 21 Monate).
Anfang der 80er Jahre wurde auch der Rehabilitationsvorbe-
reitungslehrgang (RVL) von einer Ausnahme- zu einer Stan-
dardmaßnahme; fortan wurde er von nahezu 80% aller späte-
ren Teilnehmer besucht. RVL plus 24monatiger Hauptlehr-
gang prägten das Programm der BFW in den letzten 15 Jah-
ren.
Damit soll es nach den Vorstellungen der Leistungsträger nun
ein Ende haben. Nicht, daß es dieses Angebot nicht mehr ge-
ben soll. Aber die RVL sollen wieder eine Vorbereitungs-
maßnahme für einen kleinen Personenkreis werden, der mit
deutlich beschriebenen Kenntnis- und Fähigkeitsdefiziten
eine Reha-Maßnahme anstrebt. Und die 24-Monats-Maßnah-
men sollen ergänzt werden um Anpassungs- und Nachquali-
fizierungsmaßnahmen (Kurzzeitmaßnahmen, Maßnahmen
der Arbeitsberatung, Teilzeitmaßnahmen, betriebliche Einar-
beitung etc.), die kürzer und differenzierter ausfallen. Sie sol-
len in einem nicht näher definierten Zeitraum die Hälfte aller
Maßnahmen beruflicher Rehabilitation ausmachen. 
In der Tat wäre es Zufall, wenn alle 26 Teilnehmer einer Lern-
gruppe bei identischen Lernanforderungen genau 24 Monate
bis zum Abschluß benötigten. Das ist unmittelbar einsichtig.
Aber bislang fehlen gültige Instrumente zu einer differen-
zierten Bestimmung der Eingangsvoraussetzungen als Basis
für die Zuweisung von differenzierten Maßnahmeangeboten.
Das dürfte der eigentliche Grund dafür sein, daß der größte
Teil der Teilnehmer in ein Standardangebot einmündet. Ein
anderer dürfte in der Dominanz des dualen Systems in der be-
ruflichen Erstausbildung liegen; denn auch dieses System
folgt ja der Philosophie, berufliche Identität verbunden mit ei-
ner in der Ausbildungsordnung umschriebenen Menge an
Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten (einschließlich der
heute unbestritten notwendigen Schlüsselqualifikationen
bzw. der Entwicklung beruflicher Handlungskompetenz) sei
nur über eine Vollzeitausbildung gemäß § 25 BBiG zu errei-
chen. Arbeitsplatztauglichkeit ist nur die eine, Persönlich-
keitsbildung die andere Seite der programmatischen Medail-
le. Neigung und Bereitschaft von Rehaträgern sowie der po-
tentiellen Anstellungsträger, sich mit Teilqualifikationen, er-
worben in „Aufschulungen“, zufriedenzugeben, sind aus gu-
ten Gründen nicht sehr verbreitet. 
Gleichwohl wird von Leistungsträgern immer wieder eine
Diversifikation des Reha-Angebotes der Berufsförderungs-
werke gefordert. Aus ihrer Sicht ist das sehr verständlich.
Kürzere Maßnahmen ermöglichen bei gleichen Gesamtko-
sten eine höhere Teilnehmerzahl. Die Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen der Vergangenheit haben Renditen von 1:4 bis
1:10 ergeben (Kosten der Reha-Maßnahme im Verhältnis zu
späteren Sozialversicherungsbeiträgen bzw. zu entfallenden
Renten- und anderen Ausgleichszahlungen). Diese Quoten
sind heute angesichts der verminderten Eingliederungschan-
cen kaum noch erzielbar. Insofern ist es verständlich, daß eine
stärkere Effektivität der einzelnen Maßnahme angestrebt
wird. Ob die BFW das wollen oder nicht: Eine Reihe von
Konkurrenten bieten Maßnahmen mit kürzeren Laufzeiten
an, sie offerieren Kurz- und Teilqualifizierungen zu erheblich
niedrigeren Preisen; ob das den Teilnehmern auf längere Sicht
gerecht wird, ist fraglich. Schließlich haben die BFW zu
Recht immer darauf gesetzt, über eine qualitativ hochwertige
Vollausbildung für einen anspruchsvollen Arbeitsplatz mit
Aussicht auf stabile Dauerbeschäftigung zu qualifizieren –
und nicht für den erstbesten Job. Diese Linie sollten sie bei-
behalten. Eine Rücknahme der Qualitätsstandards hat noch
keinem Anbieter dauerhaften Erfolg gebracht. Anders ausge-
drückt: Wer Qualität bieten will, muß zunächst für sich die
Standards der Qualität definieren und die Möglichkeiten zu
ihrer Sicherung eruieren. Die BFW bilden auf ein Men-
schenbild hin aus, dem berufliche Handlungskompetenz be-
scheinigt werden kann, dem es an Selbstvertrauen und tief-
greifenden beruflichen Kenntnissen nicht mangelt. Darin
liegt  ihre Professonalität, das hat aber auch seinen Preis.
BFW werden weiterhin auf eine Weiterentwicklung ihrer An-
gebotsstruktur setzen müssen, nicht zuletzt, um neue Perso-
nenkreise zu erschließen: Fachdienstangebote in Kooperati-
on mit betrieblicher Rehabilitation, mehrmonatige Qualifi-
zierungsmaßnahmen in Spezialfachgebieten, Nachschulun-
gen als Ergänzung der Ausbildungsmaßnahmen (vor allem im
Informations- und Kommunikationssektor). Sie werden auch
auf die Begründung späterer Selbständigkeit vorbereiten
müssen – die zumindest als Alternative zu einer Tätigkeit in
abhängiger Beschäftigung angesehen werden muß.
3.3 Organisationsentwicklung
Der größere Teil der in der Arbeitsgemeinschaft Deutscher
Berufsförderungswerke vertretenen Einrichtungen hat seine
Organisationsstrukturen verändert oder strebt Veränderungen
an. Damit sollen einerseits die Belegschaften auf die Zu-
kunftsanforderungen (Flexibilisierung der Angebote, Auf-
nahme neuer, „schwierigerer“ Personengruppen, „handlungs-
orientierte“ Ausbildung etc.) vorbereitet, andererseits aktuel-
le Management-Konzeptionen („Lean management“, Total
quality management - TQM, „lernendes Unternehmen“ etc.).
aufgegriffen werden. Teils richten sich die Reformen nur auf
die Veränderung der Aufbauorganisation, indem beispiels-
weise eine Hierarchieebene abgebaut wird oder Teams an die
Stelle von Abteilungen gesetzt werden, teils wird der Reor-
ganisationsprozeß selbst als Kernelement einer künftigen fle-
xiblen Organisationsstruktur ausgeprägt, indem z.B. die ge-
samte Belegschaft in einen Diskussionsprozeß um die künf-
tige Gestaltung der Arbeitszeit und der Organisationsstruktur
einbezogen wird. 
Die Effekte sind verschieden: Einerseits fühlen sich Mitar-
beiter ernstgenommen, weil sie sich an der Gestaltung ihrer
Arbeitssituation und deren Umgebung beteiligen können; an-
dererseits fühlen sie sich verunsichert, weil die gewohnten
Arbeitsstrukturen aufgebrochen und – tatsächlich oder nicht
– mindestens teilweise auch zu ihrem Nachteil verändert wer-
den. So ist die Einführung der Präsenzpflicht in einigen Be-
rufsförderungswerken auf Widerstand vor allem von „Lehr-
kräften“, die vordem eine Deputatspflicht von z.B. 26 Stun-
den in der Woche erfüllten, gestoßen. 
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on als gestaltbar angesehen wird. Die Unternehmensstruktur
wird so verändert bzw. angepaßt, daß die Reha-Leistungen
insgesamt optimiert werden können. Die Arbeitsbedingungen
der Mitarbeiter zu verbessern, bedeutet nicht gleichzeitig, daß
auch die Lernbedingungen der Teilnehmer verbessert werden.
Beide Ziele sollten beachtet werden. Der Spielraum für Ver-
änderungen der Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter wird da-
durch begrenzt. In vielen Berufsbildungseinrichtungen außer-
halb der BFW wurden Veränderungen in den letzten Jahr-
zehnten in erster Linie an den Interessen der Lehrenden ori-
entiert und nicht an denen der Lernenden. Soweit ist es in den
meisten Berufsförderungswerken nie gekommen, wohl nicht
zuletzt eingedenk der sozialen Verpflichtung der didaktischen
Arbeit.
3.4 Reha-Team
Vielleicht die bedeutendste konstitutionelle Abweichung der
Berufsförderungswerke von anderen Berufsbildungseinrich-
tungen ist das Vorhandensein unterschiedlicher Professio-
nen, die ihren Beitrag zum Ziel der „Wiedereingliederung in
Beruf, Arbeit und Gesellschaft“ gemeinsam leisten (sollten).
Die Gemeinsamkeit kann sich auf die Mitgliedschaft der Lei-
ter der Ausbildungs- und Fachdienstabteilungen (Sozialer,
Psychologischer und Medizinischer Dienst) in Gremien be-
schränken, sie kann sich auf das Zusammentreffen in soge-
nannten Problemfallkonferenzen erstrecken, sie kann sich
auch auf ein abgestimmtes, interaktives Miteinander der
Fachleute unterschiedlicher Profession gründen. Letzteres
ist gemeint, wenn mit dem Begriff „Reha-Team“ operiert
wird.
Das Vorhandensein von Fachdiensten ist noch keine Garantie
für deren effizientes Wirken. Je größer die Belegschaft, desto
geringer ist der Bekanntheitsgrad unter den Mitarbeitern, de-
sto größer auch die Neigung, sich in Zirkeln zu separieren.
Dem kann nur institutionell entgegengewirkt werden. Die
Studie von Tews u.a. über die Abbrüche von Reha-Maßnah-
men hat seinerzeit (1984) gezeigt, daß die Kommunikation
unter den Angehörigen der verschiedenen Fachabteilungen
nicht soweit entwickelt ist, daß sich ein einheitliches Ver-
ständnis von der Reha-Arbeit herausgebildet hätte. In der
Nachfolge-Untersuchung über das „Zusammenwirken be-
gleitender Fachdienste in Berufsförderungswerken“ (Seyd/
Naust-Lühr/Wohlfahrt 1990) wurden die Defizite bestätigt
und Hinweise für deren Überwindung gegeben. Mittlerweile
haben viele BFW große Anstrengungen unternommen, um
eine kooperative Reha-Arbeit von Ausbildern, Sozialarbei-
tern, Psychologen und medizinischem Fachpersonal zu si-
chern. Wie sieht das modellhaft aus?
Ein Reha-Team ist für einen Lehrgang oder für zwei Lehr-
gänge oder für eine Gruppe von Lehrgängen (eines Berufs-
zweiges, z.B. Büroberufe) zuständig. Zu ihm gehören die im
Lehrgang/in den Lehrgängen tätigen Reha-Ausbilder (Kern-
team), zu ihm gehört auch je ein Reha-Berater, Reha-Psy-
chologe und Reha-Mediziner. Das Kernteam trifft sich
wöchentlich für mindestens zwei Stunden, um das Ausbil-
dungsprogramm abzusprechen: Inhalte, Methoden, Lerner-
folgskontrollen. Das Reha-Team trifft sich 14täglich (Psy-
chologe und Mediziner nach Maßgabe ihrer zeitlichen Dis-
positionsmöglichkeiten; die Konferenzen können situations-
bedingt auch häufiger stattfinden), um die Linien der didak-
tischen, der Beratungs- und Betreuungsaufgaben und die Si-
tuation der Teilnehmer zu besprechen. Über Arbeitsplanung,
Urlaube, Fortbildungen, Exkursionen und Materialbeschaf-
fungen entscheidet das Team im Rahmen vorgegebener Ge-
staltungsfreiräume. Ein Teamleiter vertritt das Team nach
außen und ist Ansprechpartner für den/die Vorgesetzten. Über
ihn werden Informationen aus dem Team heraus und in das
Team hinein transportiert. Das Team entscheidet über Ab-
brüche, das Team ist insgesamt verantwortlich für den Reha-
Erfolg; und der besteht nicht nur in einer erfolgreichen Prü-
fung, sondern letztlich in der erfolgreichen Vermittlung in ein
dauerhaftes Arbeitsverhältnis.
3.5 Handlungsorientierung
„Handlungsorientierung“ ist keine modische Welle, sie ist der
gut begründete Maßstab für die Gestaltung der Umfeldbe-
dingungen beruflichen Lernens. Dabei müssen drei Sachver-
halte immer gemeinsam in den Blick genommen werden: die
Intention, die Methodik und der Kontext (Dörig 1995). Allzu
lange hat man auch in der beruflichen Rehabilitation auf den
Wert von relativ eng definierten Kenntnissen und Fertigkei-
ten gesetzt. Kenntnisse und Fertigkeiten allein sind heute je-
doch keine tragfähige Basis mehr für den Eintritt in ein Ar-
beitsverhältnis. Schlüsselqualifikationen sind gefordert, be-
rufliche Handlungskompetenz ist unabdingbar. 
Eine große Zahl von Facharbeitern findet sich heute auf Ar-
beitsplätzen wieder, die früher von Angelernten ausgefüllt
worden sind. Hier hat ein Verdrängungswettbewerb stattge-
funden, dem die Schwächsten zum Opfer gefallen sind (wie
von Henninges 1996 nachweist). Aber daraus darf nicht der
Schluß gezogen werden, Fachqualifikation sei nicht mehr
nötig, Schlüsselqualifikationen seien entbehrlich. Vielmehr
erwartet eine zunehmende Zahl von Arbeitgebern, daß Be-
werber ohne größere Einarbeitungszeiten auch anspruchsvol-
le Aufgaben bewältigen können. Mitarbeiter sollen nicht nur
in der Routine stark sein, sondern auch zur Gestaltung ihrer
Arbeitsabläufe verantwortlich beitragen. Am Beispiel KVP
(= Kontinuierliche Verbesserung der Produktion) wird das
sehr deutlich. Der Betrieb zehrt vom Einfallsreichtum seiner
Mitarbeiter, und diesen kommt das nicht nur in Form von Prä-
mienzahlungen zugute, sondern sie tragen auch in erhebli-
chem Maße zur Erhaltung ihres Arbeitsplatzes bei. Das setzt
eine Einstellung voraus, die die Gestaltung des Arbeitsplat-
zes und seiner Umgebung als aktiv beeinflußbar sieht – und
nicht als in der ausschließlichen Verantwortung des Vorge-
setzen liegend. Auf dieses Szenario muß auch berufliche Re-
habilitation vorbereiten.
Berufliche Handlungskompetenz setzt einen ausreichenden
Fundus an Kenntnissen und Fertigkeiten voraus. Darüber hin-
aus sind aber strategisches Denken, Kooperationsfähigkeit,
Verantwortungsbereitschaft, Entscheidungsfreude, Interak-
tionsbereitschaft etc. gefordert – und die erwirbt man nicht als
Adressat darbietender Unterrichtsformen. Dazu bedarf es ak-
tivierender Methoden mit weitreichenden Gestaltungsmög-
lichkeiten: Aktivitäts-, Interaktions-, Dispositions-, Entschei-
dungs- und Reflexionsspielräume sind vorzusehen. Fallstudi-
en, Leittexte, Rollenspiele, Planspiele, Exkursionen und Pro-
jekte sind besonders geeignet. Am Anfang sind diese Formen
stärker angeleitet, um Verunsicherungen bei den Teilnehmern
zu vermeiden, die oftmals eine rigide Gängelung ihrer Lern-
prozesse gewohnt waren; aber die Gestaltungsspielräume
werden sukzessive erweitert. Das müssen auch die Ausbilder
erst einmal lernen: Wie gestalte ich Gruppenarbeit effektiv?
Wo liegen die Tücken der Recherche, die zum selbstorgani-
sierten Lernen gehört? Wie sind Projekte systematisch zu
konzipieren, damit sie bei gegebenem Zeitbudget optimale
Lernerfolge zeitigen?
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zwei Grundstrategien unternehmerischer Entwicklung mit-
einander zu vereinen. Auf der einen Seite sind sie zu Ein-
sparungen auf der Kostenseite gezwungen, auf der anderen
feilen sie an ihrem didaktischen Profil, um ihrem Ruf als Spe-
zialeinrichtungen zur beruflichen Rehabilitation Erwachse-
ner durch permanente Qualitätsverbesserung weiterhin ge-
recht zu werden. 
Darauf zielt auch ein gemeinschaftlich finanziertes For-
schungs- und Entwicklungsprojekt, das im folgenden Ab-
schnitt vorgestellt und erörtert wird.
4 Das Entwicklungsprojekt „gbRE“ als Beitrag zur
Qualitätssicherung der Berufsförderungswerke
Im Juni 1995 beschlossen nach einer Vorlaufphase von etwa
11/2 Jahren die Geschäftsführer von 23 Berufsförderungswer-
ken und dem Berufsförderungszentrum Essen ein gemeinsa-
mes Forschungs- und Entwicklungsprojekt mit dem Titel
„Ganzheitliche berufliche Rehabilitation Erwachsener. Hand-
lungsorientierte Gestaltung von Lernsituationen in Berufs-
förderungswerken“. Die Projektlaufzeit wurde auf 31/2 Jahre
terminiert (1.7.95 - 31.12.98). Zielsetzung des Projektes ist
die Schärfung des didaktischen Profils der beteiligten Ein-
richtungen unter der Maxime „Handlungsorientierung“. Das
nötigt zu einer Reihe von Fragen, die im folgenden sukzessi-
ve besprochen werden sollen:
– Woran mißt man die didaktische Qualität in der beruflichen
Rehabilitation?
– Wie läßt sich didaktische Qualität sichern?
– Welche Entwicklungsstrategie eignet sich, um 24 BFW in
ihrer Qualität zu fördern?
– Welche Befunde liegen im Rahmen der Projektevaluation
bislang vor?
– Welche Lehren konnten aus dem Projekt gezogen werden,
welche Fragen sind ungeklärt, welche Arbeitsschwerpunk-
te haben sich herausgeschält? 
4.1 Maßstäbe didaktischer Qualität
„Handlungsorientierung“ wird (nach Dörig 1995) zumeist auf
drei Ebenen definiert:
– auf der Zielebene: Hier wird sie meist mit „Entwicklung be-
ruflicher Handlungskompetenz“ oder „Entfaltung von
Schlüsselqualifikationen“ präzisiert.
– auf der Verfahrensebene: Aktivierende Lehr-/Lerntechni-
ken bzw. Methoden gelten als Indikator für „handlungsorien-
tiertes Lernen“, z.B. Brainstorming, Metaplan, Mindmap,
Fallstudien, Rollenspiele, Planspiele, Leittexte, Projekte.
– auf der Kontextebene: Die Rahmenbedingungen müssen
Spielräume für Aktivitäten, Dispositionen, Interaktionen, Ko-
operationen und Entscheidungen in der didaktischen Arbeit
belassen; die Rahmenbedingungen müssen gestaltbar sein,
Gruppen-, Einzel- und Plenararbeit je nach den konkreten
Lern- und Arbeitsbedürfnissen der Teilnehmer zulassen.
Demnach ist „Handlungsorientierte Ausbildung“ keine Me-
thode, sondern ein umfassendes Konzept. Der Begriff steht
auch für längst fällige Weiterentwicklungen. Die didaktische
Konzeption der BFW ist dem Muster von Berufsfachschulen
entlehnt worden (Beiler 1985). Dieses Muster trennt Theorie
und Praxis, weist die Theorievermittlung dem Unterricht und
die Praxisunterweisung der Werkstatt und der Übungsfirma
zu, sortiert Lerninhalte in Unterrichtsfächer, läßt Fachspezia-
listen als Fachvermittler auflaufen, berechnet ihre Arbeitszeit
nach schulpädagogischen Dreiviertelstunden und kleidet sie
in „Deputate“, kontrolliert Lernerfolge durch fremdbestimm-
te Arbeitsaufgaben und Klausuren.
Diese Organisationsform traf in den 70er Jahren mit der Woge
der Lernzielprogrammatik zusammen. Seinerzeit wurden
Lernzieldimensionen segmentiert (kognitiv, affektiv, psy-
chomotorisch), Abstraktionsniveaus aufeinandergeschichtet
(Richt-, Grob-, Fein- und Feinstziele), Lernziele operationa-
lisiert und nach Hierarchieebenen taxonomisiert. Da entstan-
den voluminöse Lernzielkataloge, denen die Steuerung und
Kontrolle von Unterricht und Unterweisung obliegen sollten.
Diese Strategie zeitigte alle Vor- und Nachteile zentralver-
walteter Systeme: Transparenz, Eindeutigkeit, Gleichförmig-
keit, Orientierungswert, Diskussionsfundus, aber eben auch
Bürokratie, Erstarrung, Überregelung, Separierung. 
Erst nach und nach gelang es, das didaktische Konzept der
Berufsförderungswerke in Richtung Schlüsselqualifikationen
und Handlungsorientierung aufzulösen. Wesentliche Impulse
verdankt dieser Prozeß 
– auf der konzeptionellen Ebene der Diskussion um Schlüs-
selqualifikationen (Mertens 1974, Elbers 1975, später vor al-
lem Reetz 1989, Zabeck 1991, Ende der 80er Jahre auch durch
die Symposien im BFW Hamburg forciert: Reetz/Reitmann
1990, Beiler et al. 1994; 1996)
– auf der Realisierungsebene einzelnen Vorreiterinstitutio-
nen, u.a. dem Berufsbildungs- und Rehabilitationszentrum
Linz (Pleimer/Wimmer 1994), dem Berufsförderungszen-
trum Essen (NTQ-Projekt 1992), dem BFW Michaelsho-
ven/Köln (Lüdtke/van de Sand 1994) oder dem BFW Hei-
delberg. 
Aber es sollte noch viele Jahre dauern, bis „Handlungsorien-
tierung“ zur allgemeinen didaktischen Maxime beruflicher
Rehabilitation in Berufsförderungswerken ausgerufen wurde
(Arbeitsgemeinschaft 1994; Grundsatzpapier 1997). Inzwi-
schen darf es als unstrittig gelten, daß die Qualitätsvorstellun-
gen der BFW, aber auch der Leistungsträger, an die Kategorie
„Entwicklung beruflicher Handlungskompetenz“ geknüpft
werden. Auch im Zuge der Diskussion um die Zertifizierung
der BFW wurde darauf zurückgegriffen (Seyd 1995a).
4.2 Sicherung didaktischer Qualität als Zielkategorie
Das Entwicklungsprojekt trägt den Namen: „Ganzheitliche
berufliche Rehabilitation Erwachsener. Handlungsorientierte
Gestaltung von Lernsituationen in Berufsförderungswerken.“
Darin stecken zwei programmatisch relevante Begriffe:
Ganzheitlichkeit und Handlungsorientierung. 
Man kann sich drei Begriffsinhalte im Zusammenhang mit
„Handlungsorientierung“ vorstellen (Czycholl 1988: 12,
Beck 1988: 62):
– die Vorbereitung der Lernenden auf die Situationen, in de-
nen sie sich nach Abschluß des Lehrgangs bzw. der Weiter-
bildungsmaßnahme bewähren müssen und in denen sie all
jene Fähigkeiten und Fertigkeiten, Einstellungen und Verhal-
tensweisen, Eigenschaften und Vorstellungen besitzen sollen,
die in den letzten Jahren unter der Überschrift „Schlüssel-
qualifikationen“ zusammengetragen worden sind;
– den expliziten Einbezug der Vorerfahrungen, die von den
Lernenden in die Lernsituationen mitgebracht werden und die
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vorgängigen Berufs- und Lebenspraxis erworbenen Qualifi-
kationen ermöglichen. Gemeint sind mithin die der Umschu-
lungsmaßnahme vorgelagerten Handlungen der Teilnehme-
rInnen, an die von den pädagogischen MitarbeiterInnen di-
daktisch angeknüpft werden kann;
– eine Gestaltung von Lernsituationen, in denen die Aktivität
der TeilnehmerInnen eingefordert und ihr möglichst selb-
ständiges Handeln zur Grundlage einprägsamer, anspruchs-
voller Lernprozesse genommen wird.
In Ausarbeitungen zum Thema „handlungsorientiertes Ler-
nen“ wird meist auf die letztgenannte Begriffsbestimmung
zurückgegriffen, indem der Einsatz von Fallstudien, Rollen-
spielen, Gruppenarbeit etc. zur Aktivierung der Teilnehme-
rInnen gefordert wird. Das ist nicht falsch, aber es zeigt, daß
es offenbar ein enges und ein weites Begriffsverständnis gibt.
In einem weiten Verständnis spielen die drei Aspekte 
– Erfahrungsbezug,
– aktivierende Methoden und
– Situationsbezug
gleichermaßen eine Rolle. Mit Recht macht Beck (1988: 62)
darauf aufmerksam, daß das Handeln von Menschen sehr un-
terschiedliche Formen annehmen und sich deshalb vielfältig
unterscheiden kann. Es kann
– kausal, logisch oder intentional bestimmt sein,
– als Einzelereignis, als Klasse oder als „Interpretationskon-
strukt“ betrachtet oder 
– als „Körperbewegung, Ursache, Ziel, Intention, Resultat,
Folge“ gedeutet werden.
So einfach uns „Handlungsorientierung“ als übereinstim-
mende, allgemeingültige pädagogische Maxime zunächst er-
scheinen mag, so schwierig erweist sich bei näherem Hinse-
hen die gründliche Klärung dieser Zielvorstellung. Unklar ist
nicht allein der „Handlungs-“begriff, sondern auch der Be-
griff „Orientierung“: Er kann aussagen, daß wir uns auf etwas
richten (wie wenn wir uns auf einen geographischen Ort zu-
bewegen), er kann auch aussagen, daß wir uns auf etwas stüt-
zen. Handlungsorientierung kann somit zweierlei bedeuten:
– daß wir (als PädagogInnen) die TeilnehmerInnen an ihre
Vorerfahrungen anknüpfen lassen, ihnen Erfahrungen im
Lernprozeß ermöglichen und sie zu anforderungsgerechtem
Berufshandeln hinführen;
– daß wir uns auf ihre Vorerfahrungen stützen, ihre Akti-
vitätsbereitschaft im Lernprozeß nutzen und die Erkenntnis-
se der Qualifikationsforschung über die künftigen Berufsan-
forderungen der Gestaltung von Lernsituationen unterlegen
wollen.
Wir unterstellen in unserem Entwicklungsprojekt einen sehr
weiten Begriff von „Handlungsorientierung“, weil uns dies
vom Umfang und der Bedeutung der Aufgabe – letztlich eine
Reform des didaktischen Grundverständnisses in der berufli-
chen Rehabilitation Erwachsener – her geboten erscheint.
Der Begriff „Ganzheitlichkeit“ konkurriert in der pädagogi-
schen Diskussion mit der „Handlungsorientierung“ um den
Primat des pädagogischen Anspruchs. Auch er ist sehr „schil-
lernd“, auch er läßt sich in vielfacher Hinsicht auslegen:
– von den Lernbereichen her kann er die gleichzeitige Be-
rücksichtigung von kognitiven, affektiven und motorischen
Verhaltenskomplexen meinen,
– innerhalb der einzelnen Lernbereiche kann er das Spektrum
von der einfachen bis zur komplexen Lernhandlung anzeigen,
also beispielsweise von Faktenkenntnissen über Verständnis,
Anwendung, Analysieren- und Konstruierenkönnen bis hin
zu Problemlösung, Bewertung und Kreativität,
– von den Sachverhalten her kann er unterschiedliche fach-
(wissen-)schaftliche Sichtweisen einbeziehen: wirtschaftlich,
sozial, ergonomisch, organisatorisch, ökologisch etc.
Es scheint nicht sinnvoll zu sein, von vornherein eine Facet-
te dieser Übersicht auszuschließen. Insofern ist zu fordern,
daß alle oben genannten Aspekte der „Handlungsorientie-
rung“ ebenso wie die der „Ganzheitlichkeit“ Ausgangspunk-
te didaktischer Planung darstellen. Aber dabei ergibt sich ein
Auswahl- und Schwerpunktproblem. Je mehr Intentionen im
Lernprozeß realisiert werden (sollen), desto weniger Gegen-
stände können dabei beachtet werden. Anders ausgedrückt:
Ganzheitlichkeit/Handlungsorientierung und inhaltliche Brei-
te sind einander gegenläufig. 
Die Geschichte der beruflichen Bildung ist gekennzeichnet
von einer steten Anreicherung der Lehrpläne. Berufsbilder
spiegelten zunächst die in einem Beruf bekannten Kenntnis-
se, Fähigkeiten und Fertigkeiten. Mit der wissenschaftlichen
Durchdringung der Lehrpläne und der sogenannten „Wis-
sensexplosion“ stellen sie heute nur noch einen Ausschnitt
aus der Summe der zu einem Beruf gehörenden Kenntnisse,
Fähigkeiten und Fertigkeiten dar. Gleichwohl wird nach wie
vor von Bildungsplanern der inhaltlichen Vollständigkeit
hohe Priorität zuerkannt. Das drückt sich in völlig überfrach-
teten Lehrplänen aus. Wer also Ernst machen will mit der Ma-
xime „Handlungsorientierung“, sieht sich vor dem Problem,
zugleich für die breiten inhaltlichen Anforderungen der Ab-
schlußprüfung (insbesondere des schriftlichen Teils) und die
tiefen Handlungsanforderungen in der späteren Berufspraxis
vorbereiten zu müssen. 
Ohne an dieser Stelle die verschiedenen theoretischen Kon-
zepte (von der Kompetenz-Trilogie des Heinrich Roth 1971
über die handlungspsychologische Konzeption des Winfried
Hacker 1973, die Schlüsselqualifikations-Betonung des Die-
ter Mertens 1974 bis hin zur Schlüsselqualifikations-Renais-
sance Ende der 80er Jahre) gegenüberstellen und abwägen zu
wollen: Ob wir es nun „ganzheitlich“, „teilnehmerzentriert“,
„selbstorganisiert“ oder „handlungsorientiert“ nennen, im-
mer geht es um 
– einen intensiven Einbezug der Vorerfahrungen der Lernen-
den,
– eine starke Beteiligung der Lernenden an der Gestaltung ih-
rer Lernprozesse und
– einen deutlichen Bezug des Lernprozesses zur späteren Be-
rufstätigkeit und Lebenssituation.
Zusammengefaßt: Handlungsorientierte Gestaltung von
Lernsituationen stellt den Menschen in den Mittelpunkt di-
daktischer Planung, fragt nach seiner künftigen Lebenssitua-
tion und den damit verbundenen Qualifikationen, bezieht den
Erkenntnisstand relevanter Bezugswissenschaften (Wirt-
schaftswissenschaft, Psychologie, Soziologie, Pädagogik
etc.) ein und berücksichtigt gesellschaftliche Ansprüche an
den Menschen als Sozialwesen.
4.3 Die Strategien des Entwicklungsprojekts
Bisher gehörte es zu den professionellen Charakteristika, daß
Lehrerinnen und Lehrer „ihren“ Unterricht isoliert vorberei-
ten, ihn isoliert „halten“, ihn separatistisch kontrollieren, ihn
MittAB 2/97 263jede(r) für sich reflektieren. Diese Form der Arbeitsorganisa-
tion – über deren Effizienz sich ohnehin streiten läßt – gerät
in Konflikt mit der Forderung nach handlungsorientierter Ge-
staltung von Lernsituationen.
Das Entwicklungsprojekt setzt dagegen darauf, daß sich Pro-
fessionalität nicht in effizientem Eigenbrötlertum erschöpft.
Dabei stehen Fragen zum Selbstverständnis der Reha-Aus-
bilder im Vordergrund: Warum übernehmen sie nicht erfolg-
reiche Vorbereitungen anderer Lehrkräfte? Warum bereiten
sie ihren Unterricht nicht im Team vor? Warum stellen sie sich
nicht der Erfolgskontrolle durch eine neutrale Instanz? 
Im Grundkonzept unseres Entwicklungsprojekts stellt jedes
der teilnehmenden Berufsförderungswerke einen Lehrgang,
der handlungsorientiert (um-)gestaltet werden soll. An ihm
wirken 3 oder 4 Lehrkräfte mit, zudem je ein Sozialpädago-
ge und – wenn das die Arbeitsbelastung zuläßt – je ein Psy-
chologe und ein Arzt. Die Angehörigen der Fachdienste
gehören konstitutiv zur personellen Ausstattung der Berufs-
förderungswerke, die ja mit behinderten Erwachsenen arbei-
ten, die der besonderen Beratung und Betreuung durch Spe-
zialistInnen bedürfen. Die Grundstruktur des Entwicklungs-
projektes stellt mithin eine Kombination von Weiterbildungs-,
Coaching- und Evaluationselementen dar (vgl. Wahl et al.
1992; Seyd 1995b, 1996a):
(1) Die 24 Berufsförderungswerke wurden auf sechs “Quali-
fizierungsringe“ (Q-Ringe) aufgeteilt. Es gibt drei Ringe für
kaufmännische Berufe, zwei Ringe für Elektroberufe und ei-
nen für Metallberufe und zeichnerische Berufe. Auf den er-
sten Q-Ring-Tagungen wurde das Gesamtkonzept vorgestellt
und diskutiert; zudem wurden die drei- bis viermonatigen
Reha-Vorbereitungslehrgänge vorgeplant. Während der näch-
sten Q-Ring-Tagungen  wurden die Rehabilitationsvorberei-
tungslehrgangs-Konzepte abschließend festgelegt, zudem die
Grundzüge der Hauptmaßnahme skizziert. Weitere Q-Ring-
Tagungen fanden und finden in halbjährlichem Rhythmus
statt.
(2) Ursprünglich waren für die Q-Ring-Tagungen 5 Wochen-
tage vorgesehen. Dies aber hat sich als organisatorisch nicht
durchführbar erwiesen. Damit entfiel der Fortbildungsanteil.
Er ist in 2 - 3tägige Seminare zu folgenden Themen einge-
bunden:
– Teambildung, Gruppenarbeit
– von der Fachsystematik zur Handlungssystematik
– Präsentations- und Moderationstechniken




– Rolle und Selbstverständnis der Reha-AusbilderInnen
– Vorbereitung auf die Abschlußprüfung
(3) Neben der kooperativen Selbstqualifikation der Lehr- und
Betreuungskräfte wird in den Berufsförderungswerken direkt
beraten und an gemeinsamen Problemstellungen gearbeitet:
Projektarbeit gestalten, Lernerfolg kontrollieren, Bewerbung
trainieren, Praktika anbahnen, vorbereiten, betreuen und re-
flektieren usw. Diese Aufgabe wird gestützt durch schriftli-
che Ausarbeitungen, die u.a. die Planung von Projekten, die
Entwicklung von Lernerfolgskontroll-Bögen und Fragebö-
gen zum Betriebspraktikum, die Moderation von Reha-Team-
Sitzungen, die Festlegung räumlicher, technischer und orga-
nisatorischer Rahmenbedingungen für den Projektlehrgang
betreffen.
(4) Zudem werden Informationen über eine Internet-Platt-
form ausgetauscht. In diesem Zusammenhang wurde auch ein
Materialpool angelegt, in dem Fallstudien, Rollenspiele, Pro-
jekte etc. dokumentiert sind. Zudem wird quartalsweise in ei-
nem „Rundbrief“ über Erfahrungen in den Pilotlehrgängen
und über den Fortgang des Entwicklungprojektes berichtet.
(5) Es ist bereits eine Serie von Handreichungen zu unter-
schiedlichen Themen entstanden, z.B. 
– Thesenpapier Gestaltung von Reha-Teams,
– Orientierungspapier zur Lernerfolgskontrolle
– Positionspapier zur Integration der Übungsfirma
Auch diese Handreichungen sind von den Projektlehrgangs-
teams über Internet abrufbar. 
(6) Die wissenschaftliche Begleitung ist dem Paradigma der
Aktionsforschung (Seyd 1976) verpflichtet. Sie ist in den kon-
zeptionellen Prozeß ebenso eingebunden wie in die Evalua-
tion. Das Evaluationskonzept wurde mit den Mitgliedern der
Projektlehrgangs-Teams auf der Grundlage eines vom Ham-
burger Projektteam vorgelegten Konzeptes gemeinsam aus-
gearbeitet; darin haben Befragung und Beobachtung neben
der Textanalyse ihren Platz. 
Mittlerweile hat sich das Umfeld des Entwicklungsprojektes
erheblich verändert. Angesichts der geschilderten Außenan-
forderungen wollen viele Geschäftsführer der BFW nicht
mehr bis zum Ende des Entwicklungsprojekts (1998) warten,
bevor Transferaktivitäten initiiert werden. Vielmehr wird an-
gestrebt, einen größeren Kreis von Lehrgängen nach dem Mu-
ster des Projektlehrgangs zu gestalten. Dabei ist allerdings vor
überstürzten Aktivitäten zu warnen. Handlungsorientierung
läßt sich nicht per Dekret erfolgreich einführen, es bedarf viel-
mehr einer kontinuierlichen Erprobung und Entwicklung. Zu-
dem müssen geeignete Organisationsstrukturen geschaffen
werden. Handlungsorientierung ist nicht von Teamorganisa-
tion zu trennen; das gilt in doppelter Weise: Einerseits stellen
die Teams (anstelle des pädagogischen Einzelgängers) die
Basis für die didaktische Planung, Gestaltung und Reflexion
der Reha-Arbeit, andererseits müssen sie in eine Teamorga-
nisation eingebettet werden, die das gesamte Unternehmen
erfaßt. 
Gegenwärtig ist bei den BFW von recht heterogenen Organi-
sationsstrukturen auszugehen. Ein Teil der Einrichtungen ist
strikt hierarchisch organisiert - hier sind die Chancen für eine
dauerhafte, wirksame Implementation von „Handlungsorien-
tierter Ausbildung“ gering, ein Teil beabsichtigt die Ein-
führung von Teamorganisation, ein Teil ist entweder schon
teamorganisiert oder hat – wie beispielsweise das BFW Bad
Wildbad – die entsprechenden Inititativen ergriffen – hier be-
stehen gute Chancen für eine reha-gerechte, teilnehmerorien-
tierte Weiterentwicklung der beruflichen Rehabilitation. Die-
se Weiterentwicklung bedarf der behutsamen Überzeugungs-
arbeit, der Bereitschaft zur offenen Austragung unvermeidli-
cher Konflikte, der Freude an veränderten Lernformen und ei-
nes Bekenntnisses zum „recherchierenden Lernen“: Wer als
Lehrer zugleich Lernender ist, wer die Neugier nicht verlernt
hat, der kann wohl davon ausgehen, auch nach Jahren noch
glaubwürdig zu sein und die Freude am Lernen mit anderen
Menschen nicht verloren zu haben.
4.4 Befunde zum bisherigen Verlauf des Entwicklungsprojekts
Mit dem Evaluationsdesign werden mehrere Intentionen ver-
folgt:
264 MittAB 2/97– Verbesserung didaktischer Strategien von der Ebene me-
thodischer Entscheidungen innerhalb von Lernsituationen
bis hin zur Ebene übergreifender organisatorischer Rah-
menentscheidungen („lernendes BFW“)
– Integration theoretischer Erkenntnisse in praktisches Han-
deln
– Prognose des Rehabilitationserfolgs
– Legitimation handlungsorientierten Lernens im Rahmen
ganzheitlicher beruflicher Rehabilitation.
Entsprechend komplex ist das Evaluationsdesign. Neben
schriftlichen Befragungen der Teilnehmer und Mitarbeiter
werden Beobachtungen und Dokumentenanalysen vorge-
nommen. Die ersten größeren schriftlichen Befragungen sind
inzwischen erfolgt. Am Ende des Reha-Vorbereitungslehr-
gangs wurden 865 Teilnehmer (455 Tn. der 24 Projektlehr-
gänge; 410 Tn. von 23 Parallellehrgängen; Frauenanteil bei
kfm. RVL 31 %, bei gewerblich-technischen 6 %) schriftlich
nach ihren Eindrücken und Auffassungen befragt. Zudem
wurden die zu den Projektlehrgangs-Teams gehörenden
Reha-Ausbilder, Reha-Berater, Psychologen und Ärzte an-
hand eines teilstandardisierten Fragebogens um ihre schrift-
liche Stellungnahme zum (veränderten) Vorbereitungslehr-
gang gebeten. Die Daten wurden mit denen der Teilnehmer-
befragung zusammengeführt. 
Die wichtigsten Ergebnisse sind:
– In Projektlehrgängen war der Methodeneinsatz vielfältiger.
– Die Teilnehmer in den Projektlehrgängen beurteilen die ein-
gesetzten Methoden und Medien differenzierter.
– Sie sind zufriedener mit der Aufteilung der Themengebie-
te (auch mit dem deutlich erhöhten Anteil Projektarbeit).
– Sie haben wahrgenommen, daß bei Unterricht, Projektar-
beit und Reflexionsgesprächen stärker auf ihre Bedürfnisse
eingegangen worden ist, sahen die Kooperation der Aus-
bilder als intensiver an und fühlten sich stärker in die Aus-
bildungsgestaltung einbezogen.
– Gemessen an der Forderung, die Voraussetzungen und In-
teressen der Teilnehmer explizit zum Anknüpfungspunkt
didaktischer Planung und Gestaltung zu machen, zeigt sich
weiterer Entwicklungs- und Qualifizierungsbedarf.
Die Projekt-RVL wiesen mindestens die folgenden konzep-
tionellen Merkmale auf: 
– Etablierung eines Reha-Teams unter Beteiligung von Lehr-
kräften und Fachdienst-Mitarbeitern (idR Sozialpädagogen
und Psychologen)
– inhaltliche Vorbereitung im Rahmen interdisziplinär be-
setzter Mitarbeiterteams, 
– Etablierung der Projektidee weitgehend selbstorganisierten
Lernens neben der unterrichtlichen Vermittlung von Lern-
inhalten; Anstieg des Projektanteils auf bis zu 18 Wochen-
stunden 
– Etablierung einer Orientierungswoche mit mehreren Ein-
stiegsprojekten zur
– Orientierung im BFW
– Information über den angestrebten Umschulungsberuf
– Identifizierung der Teilnehmervoraussetzungen und -in-
teressen
– Erkundung der Fachdienst-Angebote und Freizeitmög-
lichkeiten im BFW
– Eruierung der Umgebung(sangebote) des BFW
– Einbezug der Teilnehmer in die didaktische Planung: Wo-
chenplan, Jour fixe / Rückspiegel/ Wochenschau
– teilweise bereits Ablösung der Fächer-Stundenplanung
durch eine Moderatoren-Einsatzplanung,
– aktivierende Lernformen auch in den „traditionellen“
Fächern in nennenswertem Umfang (Leittexte, Metaplan,
Brainstorming, Fallstudien, Lernprogramme etc.).
Diese Merkmale kennzeichnen in leicht abgewandelter Form
auch die nachfolgenden Projektlehrgänge im Rahmen der
24monatigen Hauptmaßnahmen.
4.5 Erkenntnisse und Arbeitsschwerpunkte des 
gbRE-Entwicklungsprojektes
Zu Beginn des Entwicklungsprojektes war es wichtig, die 24
Projektlehrgänge einzurichten und die Mitglieder der Lehr-
gangsteams mit den Kategorien handlungsorientierten Ler-
nens vertraut zu machen. In der konkreten Planungs- und Be-
treuungsarbeit konnten eine Reihe von Erkenntnissen ge-
wonnen werden:
– Trotz aller Heterogenität der Berufsförderungswerke, der
Umschulungslehrgänge und der Projektteams schätzen Teil-
nehmer und Lehrkräfte aus den Projektlehrgängen die Effizi-
enz handlungsorientierten Lernens weitgehend positiv ein.
– Didaktische Innovation greift nur im Kontext von Organi-
sations-Entwicklung, sie muß begleitet und mitgetragen wer-
den von reformbereiten und engagierten Vorgesetzten und
Mitarbeitern.
– Umfassend ist handlungsorientierte Ausbildung nur leistbar
durch mehrdimensionale, vielfältige Kooperation unter weit-
gehendem Verzicht auf fachisoliertes Handeln bei den Lehr-
kräften und spezialisiertes Individualwirken bei den Mitar-
beitern der medizinischen, psychologischen, sozialen Fach-
dienste ebenso wie der Ausbildungsabteilungen.
– Handlungsorientierte Ausbildung läßt sich je nach der Trag-
weite der didaktischen Veränderungen in drei Reformkon-
zepte einteilen:
Stadium 0 haben alle beteiligten Lehrgänge hinter sich gelas-
sen. Die konkrete Ausgestaltung der Reformkonzepte und
ihre Tragfähigkeit im Hinblick auf den Erwerb beruflicher
Handlungskompetenz werden im Entwicklungsprojekt unter-
sucht.
– Das Betreuungskonzept via Qualifizierungsringe mußte
durch eine Reihe ergänzender strategischer Komponenten er-
gänzt werden, z.B. durch Einzelbetreuung der Projektteams
„vor Ort“, regelmäßige Konsultationen und gegenseitige In-
formation, zeitnahe Information und intensiven Erfahrungs-
austausch mit den Führungskräften, schließlich auch durch
regelmäßige Diskussion und Abstimmung strategischer Ent-
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schieden.der beruflichen Rehabilitation relevanten Fachrichtungen be-
teiligt sind, und die Bereitstellung und Pflege einer Samm-
lung didaktischen Materials (Fallstudien, Projektskizzen,
Musterbeispiele für Lernerfolgskontrollen).
Zusammenfassende Thesen
1.) Die Träger der beruflichen Rehabilitation werden in den
kommenden Jahren wegen der eigenen finanziellen Engpäs-
se ihren restriktiven Kurs gegenüber den Berufsförderungs-
werken fortsetzen (müssen). Eine Erhöhung der Einnahme-
seite scheidet weitgehend aus; die Konsolidierung der Trä-
gerhaushalte kann nur über die Ausgabenseite erfolgen. Zu
warnen ist allerdings vor der Gefahr des „Umkippens“ des So-
zialversicherungssystems: Armut und Kriminalität könnten
sich drastisch erhöhen. Wer keine Perspektiven hat, wird ra-
biat: Hier liegt die kritische Grenze für Kürzungsambitionen
im Sozialbereich. Berufliche Rehabilitation sichert nicht nur
individuelle Arbeitsmarktchancen, sondern darüber hinaus
auch den sozialen Frieden. Wer sie „kaputtspart“, spielt mit
dem Feuer der Radikalisierung.
2.) Das Leistungsangebot der BFW war in der Vergangenheit
bedarfsgerecht; die räumlichen und technischen Bedingun-
gen sowie die Qualifikation des Personals folgen hohen Qua-
litätsstandards. Sie bieten mithin die Voraussetzung für eine
erfolgreiche Reha-Arbeit in der Zukunft. Berufsförderungs-
werke haben keine Veranlassung, ihren Qualitätsanspruch
durch minderwertige Kurzzeitmaßnahmen preiszugeben. Sie
sind Fachinstitutionen für hochwertige berufliche Rehabilita-
tion. Aber sie müssen laufend an sich verändernde Anforde-
rungen angepaßt werden. 
3.) Ungeachtet der guten räumlichen und technischen Rah-
menbedingungen stellen die Qualifikationen der Mitarbeiter
das größte Kapital der BFW dar. Dementsprechend ist einer
konsequenten Personalentwicklung große Aufmerksamkeit
zu widmen. Dazu gehört selbstverständlich eine Fortbildung,
die inhaltlich auf die genannten Entwicklungsperspektiven
ausgerichtet ist.
4.) Traditionelle Vermittlungs-, Beratungs- und Betreuungs-
formen haben sich in der beruflichen Rehabilitation überlebt,
so erfolgreich sie in den zurückliegenden 25 Jahren auch ge-
wesen sein mögen. Veränderte Klientel, veränderte Rahmen-
bedingungen auf Seiten der Leistungsträger wie des Stellen-
marktes sowie ein gewandeltes didaktisches Grundverständ-
nis lassen eine kognitiv-betonte, anspruchsvolle soziale und
personale Kompetenzen übergehende Didaktik ohne ange-
messene Integration fachdienstlicher Beratungs- und Betreu-
ungsleistungen nicht mehr zu.
5.) Reformorientierte rehabilitationsdidaktische Konzepte
treffen auf ein Mitarbeiter-Selbstverständnis, das noch weit-
gehend geprägt ist von traditionellen Lehrer- und Betreuer-
bildern. Durchgreifende Veränderungen sind hier nur über
sichtbare Erfolge in handlungsorientiert geprägten Lerngrup-
pen zu erwarten, von denen der Zwang zum Mitmachen, zum
„Einklinken“ ausgeht, der wiederum organisationsstrategisch
unterstützt werden muß. Handlungsorientierung bedarf einer
entsprechend teamfundierten Organisation; insoweit ist die
didaktische Reform in ein Konzept von Organisationsent-
wicklung einzubinden, das ideell die gleichen Züge trägt und
von Innovationsbereitschaft und -fähigkeit geprägt ist.
6.) Ein umfassender Reformprozeß kann nicht auf didakti-
sche Themen begrenzt werden. Einzelaktivitäten sind zu Ge-
meinschaftsaktivitäten auszuformen, kollegiale Teamarbeit
tritt an die Stelle isolierter Facharbeit, und das gleichsam syn-
chron auf mehreren Ebenen: 
– in den Lehrgängen,
– unter den Mitarbeitern, die dem Lehrgang unmittelbar zu-
geordnet sind (Reha-AusbilderInnen, Reha-BeraterInnen,
Reha-PsychologInnen, Reha-MedizinerInnen),
– zwischen den Mitarbeitern und den Führungskräften.
Symmetrische Teamarbeit und hierarchieorientierte Führung
vertragen sich nicht (Benteler 1996: „Innovatorische Berufs-
bildung braucht innovatorische Personalpolitik“). Sie „bei-
ßen“ sich sowohl bei der Bewältigung von Tagesaufgaben
(ganzheitliches, selbstorganisiertes Lernen versus Antrags-
wesen, Genehmigungsvorbehalten, Beanspruchung begrenz-
ter Entscheidungsräume etc.) als auch bei der Grundhaltung
zur kollegialen (versus autoritär dominierten) Zusammenar-
beit. Offene, enthierarchisierte Kommunikation ist sowohl
Voraussetzung für „Handlungsorientierung“ als auch natürli-
che Folge; „Handlungsorientierung“ muß gedacht wie gelebt
werden. Dies bringt eine Fülle von Irritationen und Zer-
reißproben mit sich. Dessen muß sich bewußt sein, wer eine
Institution in ihrer didaktischen Programmatik und ihrem
Selbstverständnis („lernendes BFW“) verändern will. 
7.) Bei allem Veränderungs- und Spardruck muß man sich
stets vergegenwärtigen: Berufsförderungswerke sind heute so
nötig wie vor 25 Jahren. Sie sind „die“ Spezialeinrichtungen
für die berufliche Rehabilitation behinderter Erwachsener.
Aber sie müssen sich den äußeren Entwicklungen sensibel an-
passen. Bewährtes bewahren und zugleich Neuem gegenüber
aufgeschlossen sein: darin liegt die Chance von Industrieun-
ternehmen auf dem Markt, und darin liegt letztlich auch die
besondere Chance der Berufsförderungswerke.
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